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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/203 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

A. Problem 

Modellrechnungen haben ergeben, daß die in § 10 Abs. 3 und 4 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und Län-

dern der ab 1995 geltenden Fassung vorgesehene Garantieklau-
seln zu systemwidrigen Ergebnissen führen können. Ferner sind 
bei Anwendung der Regelung unterschiedliche Interpretationen 
möglich. Darüber hinaus ist die Einhaltung der Finanzkraftreihen-
folge unter den Zahlerländem nicht in jedem Fall sichergestellt. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs, der folgendes vorsieht: 

- Durchweg Zugrundelegung des Verhältnisses der nach Finanz-
ausgleich bis zu der jeweiligen Stufe verbleibenden Über-
schüsse bei der Ermittlung der Finanzierungsbeiträge der Zah-
lerländer, 

- Änderung der Regelung zur Begrenzung der Ausgleichsbeiträ-
ge der Zahlerländer dahingehend, daß evtl. erforderliche Auf-
füllbeträge je zur Hälfte mit bzw. ohne Beteiligung eines auffül-
lungsberechtigten Landes finanziert werden, 

- Sicherstellung der Finanzkraftreihenfolge der ausgleichspflich-
tigen Länder, deren Regelung nunmehr den Schluß aller Aus-
gleichsschritte darstellt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe der 
PDS. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern - Drucksache 
13/203 - unverände rt  anzunehmen. 

Bonn, den 15. Februar 1995 

Der Finanzausschuß 

 

Carl-Ludwig Thiele 

Vorsitzender 

Gisela Frick 
Berichterstatterinnen 

Christine Scheel Johannes Selle 

Berichterstatter 

Volker Kröning 
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Bericht der Abgeordneten Gisela Frick, Christine Scheel, Johannes Selle 
und Volker Kröning 

I. Allgemeines 

1. Verfahrensablauf  

Der Gesetzentwurf des Bundesrates - Drucksache 
13/203 - wurde in der 15. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 26. Januar 1995 dem Finanzaus-
schuß zur federführenden Beratung und dem Rechts-
ausschuß sowie dem Haushaltsausschuß zur Mitbera-
tung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß und der Haushaltsausschuß ha-
ben die Vorlage am 8. Februar 1995 beraten. Der 
federführende Finanzausschuß hat die Vorlage am 
15. Februar 1995 behandelt. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Mit dem Gesetzentwurf des Bundesrates zur Ande-
rung von § 10 Abs. 3 und 4 des Finanzausgleichsge-
setzes ziehen die Länder die Konsequenz aus dem 
Umstand, daß die auf ihren Wunsch in das Finanz-
ausgleichsgesetz aufgenommene sogenannte Garan-
tieklausel den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts nicht völlig gerecht wurde. Die von den Län-
dern gewünschte Garantieklausel im Länderfinanz-
ausgleich soll dreierlei beinhalten: 

- Sicherstellung einer bestimmten Finanzausstat-
tung der einzelnen Länder bezogen auf die durch-
schnittliche Länderfinanzkraft, 

- Festlegung einer Höchstgrenze für die Ausgleichs-
beiträge der Zahlerländer, 

- Verhinderung einer Verschiebung der Finanzkraft-
reihenfolge unter den Zahlerländern. 

3. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vor-
geschlagenen Änderung der Garantieregelung in 
§ 10 Abs. 3 und 4 des Finanzausgleichsgesetzes zu. 
Die Änderung trage vor allem dem Gedanken Rech-
nung, verfassungsrechtlich problematische Verschie-
bungen der Finanzkraftreihenfolge ausgleichspflich-
tiger Länder zu vermeiden, die sich nach geltendem 
Recht bei bestimmten Steuereinnahmerelationen er-
geben könnten. Da es sich um eine Frage handele, 
die im wesentlichen die Finanzbeziehungen der Län-
der untereinander be treffe, folge die Bundesregie-
rung dem Vorschlag der L ander. 

4. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 

Der Rechtsausschuß hat einstimmig die Zustimmung 
zum Gesetzentwurf des Bundesrates empfohlen. Der 
Haushaltsausschuß hat bei Abwesenheit der Gruppe 
der PDS dem federführenden Finanzausschuß ein-
vernehmlich empfohlen, der Vorlage zuzustimmen. 

5. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß ist der Auffas-
sung, die von den Ländern aufgezeigten Mängel des 
§ 10 Abs. 3 und 4 Finanzausgleichsgesetz seien zu-
treffend. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Ände-
rungen seien bei den zu erwartenden Zahlenrelatio-
nen geeignet, diese Mängel zu beheben. Er emp-
fiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs. 
Die Gruppe der PDS war bei der Beratung der Vor-
lage im Ausschuß nicht anwesend. 

Bonn, den 15. Februar 1995 

Gisela Frick 

Berichterstatterinnen 

Christine Scheel Johannes Selle 

Berichterstatter 

Volker Kröning 


